
470der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI.GP. 

18. 5. i 967 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXX XXX 
über den Obersten Gerichtshof 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Person~lle Zusammensetzung 

§ 1. (1) Der Oberste Gerichtshof besteht aus 
den Mitgliedern des Obersten Gerichtshofes und 
den Richtern im Evidenzbüro des Obersten Ge­
richtshofes. 

(2). Mitglieder des Obersten Gerichtshofes sind 
der Präsident, die Vizepräsidenten, die Senats­
vorsitzenden und die Räte. 

Sie gel 

§ 2. Das Siegel des Obersten Gerichtshofes zeigt 
das österreichische Staatswappen mit der Um­
schrift "Oberster Gerichtshof der Republik Öster­
reich". 

Lei tun g, Die n s tau f s ich t 

§ 3. (1) Der Präsident leitet den Obersten Ge­
richtshof. Ist er beurlaubt oder sonst verhindert 
oder ist der Dienstposten des Präsidenten un­
besetzt, so leitet den Obersten Gerichtshof sein 
rangältestes nicht· verhindertes Mitglied. 

(2) Der Präsident führt die Dienstaufsicht über 
das gesamte Personal. 

Erholungsurlaub des Präsideriten 

§ 4. Der. Präsident setzt die Zeit seines Er­
holungsurlaubes selbst fest. Er gibt den Zeitpunkt 
des Antrittes oder der Fortsetzung seines Er­
holungsurlaubes der Präsidentschaftskanzlei und 
dem Bundesministerium für Justiz bekannt. 

Senate 

§ 5 •. Der Oberste Gerichtshof wird, soweit sich 
nicht aus § 7 Abs. 1 dieses Bundesgesetzes etwas 
anderes ergibt, in Senaten tätig. 

Einfache Senate 

§ 6. (1) Soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt ist, bestehen die Senate aus fünf Mit­
gliedern des Obersten Gerichtshofes (einfache 
Senate). 

(2) In den einfachen Senaten hat ein Mitglied 
des Obersten Gerichtshofes den Vorsitz zu führen 

. . . .' . 

und ein anderes Mitglied den Bericht zu erst:men. 
Der Bericht ist schriftlich zu erstatten und münd­
lich vorzutragen. 

(3) Bei der Entscheidung über Revisionen gegen 
Urteile der Berufungsgerichte in arbeitsgericht­
lichen. Rechtsstreitigkeiten sind die Bestimmungen 
des § 26 des Arbeitsgerichtsgesetzes, BGBi. 
Nr. 170/1946, anzuwenden. 

Dreiersenate 

§ 7. (I)Unbeschadet der dem Vorsitzenden 
nach den Verfahrensvorschriften zustehenden Be­
fugnis zu Verfügungen; die nur den Gang des 
Verfahrens betreffen od~r der Vorbereitung der 
Entscheidung. dienen, haben Senate, die nur aus 
dem Vorsitzenden, dem Berichterstatter und 
einem weiteren Mitglied des einfachen Senates 
bestehen (Dreiersenate), zu entscheiden über: 

a) die Bestimmung des örtlich zuständigen 
Gerichtes gemäß § 28 der Jurisdiktions­
norm, RGBI. Nr. 1111l895, und § 54 Abs.2 
der Strafprozeßordnung 1960, BGBl. Nr. 98; 

b) Delegierungen; 
c) die Verweisung gemäß § 334 Abs. 2 der 

Strafprozeßordnung 1960; 

d) Genehmigungen der übertragung der Zu­
ständigkeit für vormundschafts-. und kura­
telsbehördliche Geschäfte gemäß §111 
Abs. 2 und 3 der Jurisdiktionsnorm; 

e) die Bestimmung des Gerichtes nach § 9 
Abs. 4 des Amtshaftungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 20/1949; 

f) die übertragung der Zuständigkeit in 
Dienstgerichts- und in Disziplinarsachen ge­
mäß den §§ 93 und 116 des Richterdienst­
gesetzes, BGBl. Nr. 305/1961. 

(2) Im Dreie·rsenat (Abs. 1) sind ferner zu er­
ledigen: 

a) Gnadensachen ; 
b) Ansuchen um Erteilung von Ausferti­

gungen, Auszügen oder Abschriften oberst­
gerichtlicher Entscheidungen in beim Ober­
sten Gerichtshof nicht mehr anhängigen 
Rechtssachen; 

c) Rechtsschutzgesuche. 

470 der Beilagen XI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 1 von 11

www.parlament.gv.at



2 470 der Beilagen 

(3) Auf Verlangen eines Mitgliedes des Dteier­
senates hat der einfache Senat die· Entscheidung 
oder die Erledigung zu treffen. 

Verstärkte Senate 

§ 8. (1) Ein einfacher Senat ist durch sechs 
weitere Mitglieder des Obersten Gerichtshofes zu 
verstärken (verstärkter Senat), wenn er nach Er­
stattung des Berichtes mit Beschluß au~spricht, 

1. daß die Entscheidung einer Rechtsfrage von 
grundsätzlicher Bedeutung ein Abgehen von der 
ständigen Rechtsprechung des Obersten Gerichts­
hofes oder von·· der Entscheidung eines ver­
stärkten Senates des Gerichtshofes bedeuten 
würde oder 

2. daß. eine zu lösende Rechtsfrage von grund­
sätzlicher Bedeutung in der Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshofes nicht einheitlich beant­
wortet worden ist. 

(2) Ein verstärkter Senat ist zur Entscheidung 
auch dann berufen, wenn die Sache auf Grund 
eines aufhebenden Beschlusses oder Urteiles eines 
verstärkten Senates zuriickverwiesen und sodann 
neuerlich dem Obersten Gerichtshof zur Ent­
scheidung vorgelegt worden ist. 

(3) Ein Beschluß im Sinne des ersten Absatzes 
ist in· nichtöffentliCher Sitzung (§ 509 Abs. 1 der 
Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/1895, § 285 c 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung 1960) zu fassen, 
und zwar vOr einer allfälligen mündlichen Ver­
handlung (§ 509 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung) 
oder vor dem Gerichtstag zur öffentlichen Ver­
handlung (§ 285 c Abs. 2 der Strafprozeßordnung 
1960). Die Zustellung der abgesonderten Aus­
fertigung des Beschlusses an die Parteien ist vom 
Obersten Gerichtshof unmittelbar zu veranlassen. 
Ergibt sich die Notwendigkeit, einen solchen Be­
schluß zu fassen, erst im Zuge der mündlichen 
Verhandlung oder des Gerichtstages zur öffent­
lichen Verhandlung, so ist der Beschluß zu ver­
künden. Der verstärkte Senat hat die mündliche 
Verhandlung oder den Gerichtstag zur öffent­
lichen Verhandlung neu. durchzuführen. 

(4) Neben dem für den einfachen Senat be­
stellten Berichterstatter hat im verstärkten Senat 
ein weiteres Mitglied den Bericht zu erstatten. 

Vollversammlung 

§ 9. (1) Die Mitglieder des Obersten Geridlts­
hofes bilden die Vollversammlung. 

(2) Der Vollversammlung obliegt die Beschluß­
fassung über den Tätigkeitsbericht und unter den 
in diesem Bundesgesetz angeführten Voraus­
seezungen die Beschlußfassung über die Stellung­
n:lbme zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen. 

,§ 10. (1) Zur Beschlußfähigkeit der Vollver­
s3.mmlung ist die Anwesenheit von mindestens 
zwei Dritteln der Mitglieder erforderlich. 

(2) In der Vollversammlungfijhrt das rang­
älteste ihrer Mitglieder den Vorsitz. Der Vor:' 
sitzende bestellt einen oder mehrere Bericht­
erstatter. Sie haben den Bericht schriftlich zu er-
statten und mündlich vorzutragen. . 

(3) Die Vollversammlung beschließt in nicht­
öffentlicher Sitzung. Die Bestimmungen der §§ 10 
bis 14 der Jurisdiktionsnorm sind sinngemäß mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß die rangälteren 
Berichterstatter vor den rangjüngeren stimmen 
und bei Stimmengleichheit die Stimme des Vor­
sitzenden den Ausschlag gibt. 

S tell u n g nah mez u G es e t z- und 
Verordnungsentwürfen 

§ 11. (1) Der Oberste Gerichtshof hat auf Er­
suchen· des Bundesministeriums für Justiz zu 
Gesetz- und Verordnungs entwürfen Stellung zu 
nehmen. 

(2) Der Oberste Gerichtshof beschiießt die 
Stellungnahmen 

a) in einem 
Obersten 

Senat von 15 Mitgliedern des 
Gerichtshofes (Begutachtungs-

senat), 
b) auf Verlangen des Begutachtungssenates in 

der Vollversammlung. 

(3) Auf den Begutachtungssenat sind die Be­
stimmungen des § 10 Abs. 2 und 3 dieses Bundes­
gesetzes anzuwenden. 

Tätigkeitsbericht 

§ 12. Der Oberste Gerichtshof verfaßt nach 
Schluß jedes Jahres einen Bericht über seine 
Tätigkeit und die hiebei gesammelten Erfahrun­
gen und teilt diesen Bericht unter Anschluß der 
Geschäftsausweise dem Bundesministerium für 
Justiz mit. In den Bericht können auch An­
regungen, betreffend die Vorbereitung von Maß": 
nahmen der Gesetzgebung oder die Erlassung von 
Verordnungen, aufgenommen werden. 

Geschäftsverteilung 

§ 13. (1) Vor Ablauf jedes Jahres hat der Per­
sonalsenat des Obersten Gerichtshofes (§ 36 des 
Richterdienstgesetzes) für die Dauer des nächsten 
Jahres die Geschäfte unter die Mitglieder des 
'Obersten Gerichtshofes zu verteilen. Er hat Zivil­
senate und Strafsenate, Senate in Dienstgerichts­
und in Disziplinarsachen und einen Begut­
achtungssenat aufzustellen und soweit zweck­
mäßig Fachsenate zu bilden. Er hat die Vor­
sitzenden, deren Stellvertreter, die übrigen Mit­
glieder, die Ersatzmitglieder und die Bericht­
erstatter der Senate zu bestimmen sowie die 
Reihenfolge festzulegen, in der die Stellvertreter, 
die Ersatzmitglieder und die Berichterstatter 
herangezogen werden. Jedes Mitglied des Ober­
sten Gerichtshofes kahn auch mehreren Senaten 
angehören. 
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470 der Beilagen 3 

(2) Soweit dies für den ordnungsgemäßen Ge­
schäftsgang notwendig ist, kann der Personal­
senat fUr den Rest des Jahres die Geschäftsver­
teilung ändern, wenn Veränderungen im Per­
sonalstand der Mitglieder des Obersten Gerichts­
hofes eingetreten sind oder dies wegen über­
lastung eines- Senates oder einzelner Mitglieder 
notwendig ist. ' 

Eviderizbüro 

§ 14. (1) Der Präsident hat zum Leiter des 
Evidenzbüros des Obersten Gerichtshofes einen 
Richter im Evidenzbüro des Obersten Gerichts­
hofes oder mit dessen Zustimmung ein Mitglied 
des Obersten Gerichtshofes zu bestellen. 

(2) Dem Evidenzbüro obliegt insbesondere die 
karteimäßige Registrierung der Entscheidungen 
des Obersten Gerichtshofes, im Bedarfsfall auch 
der Entscheidungen anderer oberster Gerichte 
und des einschlägigen Schrifttums. Es gewährt im 
Rahmen des Dienstbetriebes den Mitgliedern des 
Obersten Gerichtshofes und des Verwaltungs­
gerichtshofes, den Mitgliedern und den Ersatz­
rnitgliedern des Verfassungsgerichtshofes, den 
Professoren, die an inlänaischen Hochschulen 
Redltsfächer lehren, den Mitgliedern der General­
prokuratur sowie den rechtskundigen Beamten 
des Bundesministeriums für Justiz Einsid1t in die 
Kartei. 

(3) Die Richter im Evidenzbüro können als 
Schriftführer bei Sitzungen und Verhandlungen 
verwendet werden. überdies haben sie Ver­
waltungsaufgaben zu besorgen, die ihnen der 
Präsident überträgt. 

Geschäftsstelle 

§ 15. (1) Die Beamten und Vertragsbedien­
steten der Gesd1äftsstelle besorgen die Kanzlei­
geschäfte. 

(2) Die Geschäftsstelle umfaßt folgende Ab-
teilungen und besondere Dienste: 

a) den Vorsteher der Geschäftsstelle, 
b) die Geschäftsabteilung des Präsidenten, 
c) die Geschäftsabteilungen für die Zivil- und 

die Strafsenate, 

d) die Geschäftsabteilungen für die Senate in 
Dienstgerichts- und Disziplinarsachen sowie 
für den Begutachtungssenat, 

e) die Geschäftsabteilung für das Evidenzbüro, 
f) den Rechnungsführer, 
g) die EinlaufsteIle, 
h) die Zustellabteilung, 
i) das Aktenlager, 
j) die Amtswirtschaftsstelle, 

k) die Amtsbibliothek. 

Dienst in der Geschäftsstelle zu leiten und den 
Präsidenten in der Aufsicht über deren Bedien­
stete zu unterstützen. 

(4) In der Geschäftsstelle sind alle Behelfe, ins­
besondere Register und Ausweise zu führen, die 
für eine einfache Kanzleigebarung, zur Bezeich­
nung von Akten, deren Bildung und Behandlung 
sowie für statistische Feststellungen erforderlich 
sind. 

Einlaufsteile 

§ 16. (1) Der Bedienstete der Einlaufstelle hat 
alle für den Obersten Gerichtshof bestimmten 
Schriftstücke und sonstigen Sendungen entgegen­
zunehmen, soweit nid1t im folgenden Ausnahmen 
verfügt werden. Der Bedienstete der Einlaufstelle 
hat dem übe.rbringer auf Verlangen den Emp­
fang zu bestätigen. Er hat die Abgahescheine für 
eingeschriebene Sendungen und die den Sen­
dungen allenfalls angeschlossenen Rückscheine zu 
unterfertigen. Geld- und Wertgegenstände dürfen 
in der Einlaufstelle nicht übernommen werden. 

(2) In der Einlaufstelle sind alle Schriftstücke 
mit dem Eingangsvermerk zu versehen, der die 
Bezeichnung des Gerichtes sowie Tag, Monat und 
Jahr des Einlangens enthält. 

(3) Der Bedienstete der EinlaufsteIle hat die 
Geschäftsstücke nach den Geschäftsabteilungen, 
zu deren Geschäftskreis sie gehören, zu ordnen 
und diesen einmal täglich zu übergeben. Als 
dringlich erkennbare Geschäftsstücke sind sofort 
der zuständigen Geschäftsabteilung zu übergeben. 

(4) Die an den Präsidenten oder an das Prä­
sidium des Obersten Gerichtshofes gerichteten 
Eingaben und alle Schriftstücke in Präsidialsachen 
hat der Leiter der Geschäftsabteilung des Präsi­
denten zu übernehmen und mit dem Eingangs­
vermerk zu versehen. Dieser Eingangsvermerk 
muß sich durch Form und Farbe vom Eingangs­
vermerk der Einlaufstelle unterscheiden. 

Ausfertigungen 

§ 17. (1) Die Ausfertigungen der Erledigungen 
hat der Leiter der Geschäftsabteilung unter dem 
Vermerk "Für die Richtigkeit der Ausfertigung" 
zu unterschreiben. 

(2) Schreiben an österreichische Vertretungs­
behörden im Ausland, an fremde Vertretungs­
behörden im Inland, an andere ausländische Be­
hörden oder an zwischenstaatliche Organisationen' 
hat der Vorsitzende des Senates, der die Erledi­
gung beschlossen hat, in Justizver~altungssachen 
der Präsident zu unterschreiben. Das Gerichts­
siegel ist beizusetzen. 

(3) Die ·Geschäftsabteilungen haben auch die 
für die Akten der ersten und der zweiten Instanz, 
für die Parteien und für Behörden erforderlichen 
Ausfertigungen herzustellen und der ersten In-

(3) Der Vorsteher der Geschäftsstelle hat nach stanz 1m Wege der Rechtsmittelinstanz zu über­
den Weisungen des Präsidenten den gesamten senden. 

2 
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Akt e ri a tlf b ew a h run g 

§ 18~ (1) Akten sowie Register und Namens­
verzeichnisse werden dauernd aufbewahrt. 

. (2) Geschäftsbehelfe mit Ausnahme der Re­
gister und der Namensverzeichnisse sowie Ge­
schäftsausweise sind, sobald sie ihren Zweck er­
füllt haben, auszuscheiden und zu venlichten. 

Auskunftscrteilung 

§ 19. In der Geschäftsstelle ·darf Parteien nur 
darüber Auskunft erteilt werden, ob und zu 
welcher Zeit ein Geschäftsstück eingegangen oder 
abgesendet und mit welchem Aktenzeichen es 
versehen worden ist. Der Name des Bericht­
erstatters darf den Parteien nicht bekanntgegeben 
werden. 

Amtsbibliothek 

§ 20. Die Aufsicht über die Führung der Ge­
schäfte der Bibliothek des Obersten Gerichtshofes 
(Zentralbibliothek im Justizpalast) obliegt dem 
Präsidenten. Er wird hiebei von einer Bibliotheks­
kommission unterstützt, deren Angehörige er aus 
dem Kreis der Mitglieder des Obersten Gerichts­
hofes bestellt. Der Präsident bestellt den Leiter 
der Bibliothek. 

Geschäf.tsordnung 

§ 21. Der Präsident hat durch Verwaltungs~ 
verordnung eine Geschäftsordnung über aen 
inneren Geschäftsbetrieb des Obersten Gerichts­
hofes zu erlassen. Die Geschäftsordnung hat ins­
besondere zu regeln: 

a) die Register, die Verzeichnisse und die son­
stigen Geschäftsbehelfe, die zu führen sind, 
um die für die Erledigung der einzelnen 
Rechtssachen nötige übersicht zu erhalteh 
und zugleich eine überwachung des Ge­
schäftsganges zu sichern, 

b) die Bezeichnung, die Form und die Ein­
richtung der Geschäftsbehelfe und deren 
laufende Kontrolle, 

c) die Grundsätze der Aktenbildung, 
d) die Amtswirtschaft und die Materialver­

rechnung, 
e) die Verwaltung der Amtsbibliothek. 

SchI u ßb e s tim m u n gen 

§ 22. (1) Vorschriften, die mit diesem Bundes­
gesetz in Widerspruch stehen oder denselben 
Gegenstand betreffen, werden aufgehoben . 

(2) Insbesondere werden aufgehoben: 
1. Das Kaiserliche Patent vom 7. August 1850, 

RGBI. Nr. 325 (Statut des Obers~en Gerichts­
hofes), in der Fassung des § 3 Z. 5 des Gerichts­
org<!nisationsgesetzes 1945, StGBl. Nr. 47, 

2. § 70 zweiter Satz des Kaiserlichen Patentes. 
vom 3. Mai 1853, RGBl. Nr. 81 (Gerichtsinstruk­
tion), 

3. die KaiserlidIe Entschließung vom 3. Ok­
tober 1854, betreffend die Einführung eines Zivil-
judikatenbuches, , 

4. die mit Kaiserlidler Entschließung vom 
7. August 1872 genehmigte Instruktion zur Füh­
rung eines Spruchrepertoriums und des Judikaten­
buches in Zivilsachen, 

5. die den Obersten Gerichtshof betreffenden 
Bestimmungen des Gesetzes vom 24. Februar 
1907, RGBl. Nr. 41, über die Ausübung der Ge­
richtsbarkeit bei den Oberlandesgerichten und 
beim Obersten Gerichts- und Kassationshof, 

6. das Gesetz vom 25. Jänner 1919, StGBl. 
Nr. 41, betreffend die Errichtung eines Obersten 
Gerichtshofes, in der Fassung des § 3 Z. 4 des 
Gerichtsorganisationsgesetzes 1945, 

7. § 27 des Arbeitsgerichtsgesetzes. 

(3) Durch die Bestimmungen dieses Bundes­
gesetzes werden Rechtsvorschriften, auf Grund 
deren Auszüge von Entscheidungen laufend einer 
Stelle abgegeben werden, nicht berührt. 

Inkrafttretell 

§ 23. (1) Dieses. Bundesgesetz tritt mit dem 
1. Jänner 1968 in Kraft. 

(2) Durchführungsverordnungen können von 
dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes 
folgenden Tag an erlassen werden. Sie, treten 
frühestens mit diesem Bundesgesetz in Kraft. 

(3) Der Personalsenat des Obersten Gerichts­
hofes hat bei der Beschlußfassung über die ab 
1. Jänner 1968 wirksame Geschäftsverteilung auf 
die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Bedacht 
zu nehmen. 

Voll zi e h u n g 

§ 24. Mit der Vollziehung dieses Bundes­
gesetzes ist das Bundesministerium für Justiz 
betraut. 
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Erläuternde Bemerkungen 

A. Allgemeines erlassen worden sind, schwere verfassungsreeht-

Die Organisation des Obers'ten Gerichtshofes liclle Bedenken besteh~n. . 
ist derzeit in einer Vielza:hl von ~echtsvor- B.esonders ,~rnst smd dle Be.d~nken, die 
schriften, die zum Teil mehr als 100 Jahre alt gegen das Sls,tlerung.srecht des Prasl.denten des 
sind, geregelt. Es handelt sich dabei unter I Obersten G~n~"1tshotes; g~gen d.le BLn,dung der 
ander 'm' fol<>end. Vo' ~eh .'ft . Senate an die m das Judikatenbuch emgetrage-

c um " e. r~ n cn. , cl 'd ' d' fl' h d . . . , ncn bus 1el ungen uno geg·en Je P Je t es 
a) I?as Gesetz, betreffend die Ernehtung Obersten Gericht~hofes zur Erstattung von Gut« 

ellles Obersten Gerichtshofe~ vom 25. ]än- achten über Rechtsfragen erhoben worden sind, 
ner 1919, StGBl. Nr. 41, 111 der Fassung . , , 
des § 3 des Geridlitsorganisationsges'etzes Da.s SIstIerungsrecht . des. PräSidenten des 

.1945, StGBl. Nr. 47; Obersten Genmt~hof~s) das sIch au: demers'ten 

b) das Kaiserliche Patent vom 7. August 
1850, RGBI. Nr. 325 (Statut des Obersten 
Gerimtshofes), in der Fassung des § 3 
GOG; 1945; 

c) da,s Gesetz vom 24. Februar 1907, RGBI. 
Nr. 41, über die Ausübung der Gerichts­
barkeit bei den Oberlandesgerichten und 
dem Obersten GericlTtshof.e, in der Fassung 
des§ 3 GOG. 1945; 

Absatz der Kalserhchen. Entsmheßung vom 
3. Oktober 1854 und aus § 3 Abs,. 1 der In­
struktion zur Führung eines Spruehrepertoriums 
und des ] udikatenbllches in Zivils amen ergibt, 
ist vor allem deshalb bedenklich, weil es dem 
Präsidenten das Recht gibt, die Ges·chäftsver­
teilung im Einzelfall zu ändern. Eine solche Re­
gelung ist abiO!r mit den Bestimmungen des Ar­
tikels 87 Abs. 3 B.-VG. nicht zu vereinbaren. 

Gegen die in der Instruktion zur Führung 
ci) die auf den Obersten Gericht9hof anwend- eines Sprumrepertoriums und des Judikaten­

baren Bestimmungen des Gerichtsorgani- bucl1es in Zivilsacllen angeordnete Bindung aller 
sationsgcsetzes vom 27. November 1896, Senate an die in das ]udikatenbudl eiThgetrage­
RGBI. Nr. 217, wie unter anderem die nen Entsmeid1,lngen wurden schwerwiegende ver­
§§ 43 Abs. 1 und 78 Abs. 2; fassungsrechtliche Bedenken in der Richtung VOf-

e) die in Verfahrensgesetzen enthaltenen gebracl1t, daß sie mit dem Grunds·atz der richter­
Vorschriften über die Organisation des limen Unabhängigkeit, der sich aus Artikel 87 
Obersten GeriChtshofes, so unter anderem Abs. 1 B.-VG. ergrbt, nimt zu vereinbaren seien. 
die §§ 1, 3, 4 und 8 der Jurisdiktions- Die eben ,erwähnten Bedenken hatten den 
norm ,sbwi'e die §§ 26 und 27 des Arbeits- Obersten Gerichtshof veranlaßt, nach eingehen .. 
gerichtsgesetzes, BGBl. Nr. 170/1946; den Vorarbeiten einen Entwurf eines Bundesge-

f) die Kaiserliche Entschließung, vom 3. Ok- setzes über den Obersten Gerichtshof auszuar­
tober 1854, betreffend die . Einführung beiten. Dieser Entwurf, der eine Reihe von Ver­
eines Ziviljudikatenbuches, und die mit fassungsbestimmungen enthielt, ist dem Bundesc 

Kaiserlicher Entschließung vom 7. August ministerium für Justiz im Jahre 1963 zur 
1872 genehmigte Instruktion zur Führung Kennntnis gebramt worden. 
eines Spruchrepertoriums und des Judi- Audl gegen die Heranziehung des Obersten 
katenbuchs in Zivilsachen. Ger.ichtshofes zur Erstattung von Gutachten 

Der Umstand, daß die für die Organisation über Rechtsfragen sind in letzter Zeit verfas­
des Obersten Gerichtshofes geltenden Bestim- I sungs.remrliche Bedenken erhoben worden. Diese 
l11ungen in zahlr·eichen Rechtsvorschriften ver- Bedenken gründen sidl vor allem darauf, daß 
streut sind, macht eine zusammenfassende Ncu- das Gutam.ten niemals einen Akt der Gerichts­
regelung ·notwendig. Eine solche Neuregelung barkeit darstellen und wohl auch kaum dem 
ist aber audl deshalb erforderlich, weil gegen Justizverwaltungsbegriff unterstellt werdcn 
einzelne dieser Vorschriften, die zum Teil auf I könne. Dazu komme, daß da.s Gutachten via 
Grund einer längst überholten Verfassungslage fact; verbindlichen Charakter gewinne und da-
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mit praktisch zumindest rechtssatzähnliche Satz der Gerichtsinstruktion, RGBl. Nr. 81/ 
Normen schaffe, die vom verfassungsrechts- 1853, ausdrücklich aufrechterhalten. Danach ist 
politischen Standpunkt abzulehnen sind. die Urlaubserteilung für den Präsidenten des 

Durch den vorliegenden Entwurf eines Bun- Obersten Geri.chtshofes beim Bundespräsidenten 
desgesetzes über den Obersten Gerichtshof sollen zu erv,"irken. 
nunmehr die die Organisation dieses Gerichts- Aus folgenden Erwägungen wurde davon ab­
hofes betreffenden Normen soweit wie möglich gesehen, diese Bestimmung in den vorliegenden 
Ztlsammengefaßt und gleichz,eitig die gegen die Entwurf zu übernehmen: 
geltende Regelung bestehenden verfassungs- Nach Artikel 67 Abs. 1 B.-VG. erfolgen alle 
rechtlichen Bedenken aus der Welt geschafft Akte des Bundespräsidenten, soweit nicht ver­
werden. fassungsmäßig anderes bestimmt ist, auf Vor­

B. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmun­
gen des Entwurfes 

Zu § 1: 

Bei der Regelung der personellen Zusammen­
setzung des Obersten Gerichtshofes muß dar~.uf 
Rücksicht genommen werden, daß die nach dem 
Ridlterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961, zum 
Obersten Gerichtshof ernannten Rid.ter in zwei 
Gruppen fallen, und zwar: 

1. in die Gruppe der Richter, die zur Aus­
übung der Rechtspr,echung beim Obersten Ge­
ridltshof berufen sind und 

2. in die Gruppe der Richter im Evidenz­
büro des Obersten Gerichtshofes, die bei diesem 
Gerichtshof mit Aufgaben der Justizverwaltung 
betraut sind. 

Die Richter des Obersten Gerichtshofes, denen 
die Ausübung der Rechtsprechung bei diesem 
Gerichtshof übertragen ist, werden als Mitglie­
der des Obersten Gerichtshofes bezeichhet und 
im z,,"eiten Absatz des § 1 aufgezählt. 

Zu § 2: 

Die Bestimmungen über das Siegel sind aus 
§ 5 des Gesetzes vom 25. Jänner 1919, StGBI. 
Nr. 41, betreffend die Errichtung eines Obersten 
Gerichtshofes, übernommen worden. Die Zeidl­
nung des Staatswappens ergibt sich aus dem 
Wapperugesetz, StGBI. Nr. 7/1945, und aus der 
Anlage zu Artikel 1 Abs. 2 dieses Gesetzes, 
StGBL Nr. 22/1945. 

Zu § 3: 

Die Leitung des Obersten Gerichtshofes und 
di.e Dienstaufsidlt über das gesamte Personal 
soll dem Präsidentell des Obersten Geridltshofes 
zukommen. 

Falls der Präsident beurlaubt oder sonst ver­
hindert ist oder falls der Dienstposten des Präsi­
denten unbesetzt ist, wird die Leitung und 
Dienstaufsid.t von dem jeweils rangältesten Mit­
glied des Obersten Gerichtshofes ausgeübt 
werden. 

schlag der Bundesregierung oder des von ihr 
ermächtigten Bundesministers. Im Hinblick auf 
diese Verfassungsbest,immung könnte daher der 
Bundespräsident dem Präsidenten des Obersten 
Gerichtshofes den Urlaub nur auf Vorschlag der 
Bundesregierung oder des von ihr ermächti.gten 
Bundesministers gewähl'en. Die Aufnahme einer 
dem § 70 zweiter Satz der Ger,ichtsinstruktion 
entsprechenden Norm in den vorliegenden Ent­
wurf würde somit nur bewirken, daß der Bun­
despräsident entgegen einem positiven Vor­
schlag der Bundesregierung oder des von ihr 
ermächtigten Bundesministers eine Beurlaubung 
des Präsidenten des Obersten Gerichtshofes nicht 
bewilligen könnte. 

Der Entwurf schafft für die derzeit geübte 
Praxis, daß der Präsident des Obersten Gerichts­
hofes die Zeit seines Erholungsurlaubes selbst 
festsetzt, eine gesetzliche Grundlage. Der Präsi­
dent des Obersten Gerichtshofes wird nach der 
nunmehr in Aussicht genommenen Regelung den 
Zeitpunkt des Amrittes oder der Fortsetzung 
seines ErhoLungsurlaubes sowohl der Präsident­
schaftskanzlei als auch dem Bundesministerium 
für Justiz bekanntzugeben haben. 

Diese Bestimmung, deren Wortlaut der Fas­
sung der §§ 71 ff. des Richterdienstgesetzes an" 
gepaßt ist, steht mit dem in Artikel 87 Abs. 3 
B.-VG. verankerten Prinzip der festen Ge­
schäftsverteilung im Einklang. 

Zu § 5: 

Hier wird m übereinstimmung mit der gel­
tenden Redltslage (§§ 13 und 15 des Statutes 
des Obersten Gerichtshofes, RGBl. Nr. 3251 
1850) angeordnet, daß der Oberste Gerichtshof 
grundsätzlich in Senaten zu entscheiden hat. 

In den §§ 6 bis 8 wird die Zusammens:etzung 
der Senate des Obersten Gerichtshofes g'eregelt. 

Zu § 6: 

Der Oberste Gerichtshof soll grundsätzlich in 
Senaten entscheiden, die aus fünf Mitgliedern 
zusammengesetzt sind. Diese Senate sollen die 
Bezeichnung "einfache Senate" führen. 

Zu § 4: J'.;ach der Bestimmung des zweiten Absatzes 
Durch §173 Abs. 2 Z. 1 des Ridlterdienst- hat die Geschäftsvertei1ung, die des näheren im 

gesetzes wurde die Bestimmung d,c-~ § 70 zweiter, § 13 des Entwurfes geregelt wird, zu bestimmen, 
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welches Mitlglied des Obersten Gerichtshofes im 
Senat den Vorsitz zu führen und welch,es den 
Beridlt zu erstatten hat. überdies w~rd ange­
ordnet, daß die Berichterstatter den Bericht nidlt 
nur schriftlich zu erstatten, sondern auch münd­
lich vorzutragen haben. 

Nach § 26 des Arbeitsgerichtsgesetzes, BGBL 
Nr. 170/1946, entscheidet der Oberste Gerichts­
hof über die Revision gegen die Urteile der 
Berufungsgerichte in arbeitsgerichtlichen Rechts­
streitigkeiten in einem besonderen Senat, der 
aus einem Senatspräsidenten als Vorsitzenden, 
zwei Räten des Obersten Gerichtshofes und je 
einem Beisitzer aus dem Kreise der Unternehmer 
und aus dem Kreise der Beschäftigten besteht. 
Im dritten Absatz wird nun angeordnet, daß bei 
der Entscheidung iiber Revisionen gegen Urteile 
der Berufungsgerichte in arbeitsgerichtlichen 
Rechtsstreitigkeiten die Bestimmungen ·des § 26 
des Arbeitsgerichtsgesetzes anzuwenden sind. 

Durch diese vom Ober~ten Gerichtshof im 
Begutadl:tungsverfahren vorgeschlagene Rege­
lung wird eine Aufhebung des § 26 des ArbeitsC 

gerichtsgesetzes überflüssig gemacht. Dadurch 
wird erreidlt, daß die das arbeitsgerichtliche 
Verfahren dritter Instanz regelnden Sonderbe­
stimmungen im Arbeitsgerichtsgesetz und nicht 
zuni Teil auch im Bundesgesetz über den Ober­
sten' Gerichtshof enthalten sein werden. 

Zu § 7: 

Nadl § 4 Abs. 1 des Gesetzes vom 24. Februar 
1907, RGBl. Nr. 41, über die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit bei den Oberlandesgerichten und 
dem Obersten Gerichtshof, bedürfen die dort 
angeführ1Jen Angelegenheiten auch beim Ober-. 
sten Gerichtshof keiner Beschlußfassung des 
Senates. Naru dem zweiten AbsMz dieser Ge­
setzesstelle ist die vom Referenten entworfene 
Erledigung dem Vorsitzenden zur Genehmigung 
vorzulegen. Falls dieser Bedenken hegt, ist über 
die Erledigung der Beschluß eines Dreiersenates 
einzuholen. 

Der Entwurf hält im § 7 an der Einrichtung 
eines Dreiersenates fest. Dieser Senat soll aus 
dem Vorsitzenden,. dem Beriruterstatter und 
einem weiteren Mitglied des einhchen Senates 
bestehen. Daß die Mitglieder der Dreiersenate 
durch die Gesdläftsverteilung bestimmt werden, 
ergibt sich aus dem letzten 'Satz de's § 13 Abs. 1 
des Entwurfes. 

Durch den Einleitungssatz des § 7 Abs. 1 
wird· ferner sicherges·tellt, daß die dem Vor­
sitzenden nach. den Verfahren~vorschriften zu­
stehenden Befugnisse zu Verfügungen, die nur 
den Gang des Verfahrens betreffen oder der 
Vorbereitung der Entscheidung dienen, unbe­
rührt bleiben. 

Dem Dreierscnat werden - der Regelung des 
§ 4 Abs. 1 des Gesetzes RGBI. Nr. 41/1907 

folgend - Angelegenheiten zur En.tscheidung 
oder Erledilgung zugewiesen, di,e in der Regel 
einfacher Natur sind. 

Die Bestimmung des dritten' Absatzes schafft 
die Möglichkeit, in den Fällen, in denen im 
Zuge der Beratung des Dreiersenates schwieri­
gere Rech.tsfragen auftauchen oder in denen die 
Sache von besonderer Bedeutung ist, die Be­
ratung im einfachen Senat fortzusetzel~, der 
dann die Ents:cheidung oder Erledigung zu 
treffen hat. 

Die im § 4 Abs. 2 des Ge~etzes RGBL Nr. 411 
1907 enthaltene Regelung, nach der bei' über­
einstimmung zwischen Refer·enten und Vor­
sitzenden die Entscheidun1g durch den Dreier­
senat zu enttfallen hat, ist verfassungsrechtlim 
bedenklich, und zwar deshalb, weil nach ihr die 
Zuständigkeit des Dreiersenates vom Nichtzu­
standekommen ,einer Willensübereinstimmung 
zwischen dem Vorsitzenden und dem Bericht­
erstatter abhängig ist. Sie konnte daher in den 
vorliegenden Entwurf nicht übernommen wer­
den. 

Nach Abs. 2 lit. b hat der Dreiersenat auch 
Ansuchen um Erteilung von Ausfertigungen, 
Auszügen oder Abschriften oberstgeridltlicher 
Entscheidungen in beim Obersten Gerichtshof 
nidlt mehr anhängigen Rechtssachen zu erledi­
gen. Ein Senat mußte deshalb zur Erledi.gung 
dieser Anträge herangezogen werden, weil es 
sich auch bei der Erteilung von Ausfertigungen, 
Auszügen oder Absruriften in nicht mehr an­
hängigen Rechtssachen um einen im Rahmen der 
Gerichtsbarkeit zu erledigenden Anwendungsfall 
der Akteneinsicht handelt. Im Zusammenhang 
damit steht, die Bestimmung des § 22 Abs. 3 
dieses Entwurfes, nach d·er Rechtsvorschriften, 
auf Grund deren Auszüge von Entscheidungen 
laufend einer SteHe abgegeben werden, nicht be" 
rührt werden. 

Zu § 8: 

Nach der Instruktion zur Führung eines 
Spruchrepertoriums und des Judikatenbudles 
vom Jahre 1872 SInd in Zivilsadlen alle Senate 
des Obersten Gerichtshof,es grundsätzlich an die 
in das' Judikatenbuch eingetragenen Entschei­
dungen gebunden. In Strafsachen kennt dagegen 
das geltende Recht keine Bindung der Senate 
des Obersten Gerichtshofes an Vorentscheidun­
gen. 

Die für Zivilsachen angeordnete Bindung der 
Senate an gewiss,e Vorentscheidungen stellt ein 
Mittel zur Sicherstellung einer Einheididlkeit 
der Rechtsprechung dar. 

Da jedoch die Bindung an Vorentsd1Jeidungen 
gegen den verfassungsgesetzlidlcn Grundsatz der 
richterlichen Unabhängigkeit verstößt, kann sie 
in den. vorliegenden Entwurf nicht übernommen 
werden. 
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Der Entwurf bedient sich als Maßnahme, die 
auf einc Vereinheitlichung der Rechtsprechung 
der Senate abzielt, der Einrid1tung des verstärk­
ten Senates. Diese Einrichtung besteht. bereits 
seit langem beim Verwaltungsgerichtshof und hat 
sich dort bewährt. 

Im § 8 Abs. 1 des Entwurfes werden die Vor­
aussetzungen festgelegt, bei deren Vorliegen der 
einfache Senat durch weitere Mitglieder zu ver­
stärken ist. Das Vorliegen der Voraussetzungen 
für eine Verstärkung hat der einfache Senat mit 
Beschluß auszusprechen. Wird ein solcher Be­
schluß nach Erstattung des Berichtes gefaßt, so 
ist der einfache Senat durdl sechs weitere in der 
Geschäftsverteilung bereits vorausbestimmte 
Mitglieder des Obersten Gerichtshofes zu ver­
stärken. 

Nach dem Entwurf hat eine Verstärkung zu 
erfolgen, wenn die vom einfachen Senat in Aus­
sicht genommene Entscheidung einer Rechtsfrage 
von grundsätzlid1er Bedeutung ein Abgehen von 
der ständigen Rechtsprechung des Obersten Ge­
rimtshofes oder von der Entscheidung eines 
seiner verstärkten Senate bedeuten würde oder 
wenn eine zu lösende Rechtsfra.ge von grund­
sätzlicher Bedeutung in der Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshofes nicht einheitlich beant­
wortet worden ist. 

Der einfach.e Senat kann daher seine Ver­
stärkung nur beschließen, wenn die Rechtsfrage, 
deren Lösung ein Abweichen von der ständigen 
Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes oder 
von einer Entscheidung eines seiner verstärkten 
Senate bedeuten würde oder die in dcr Recht­
sprechung des Obersten GeridltShofes nicht ein­
heitlich beantwortet worden ist, von grundsätz­
licher Bedeutung ist. Ist die Rechtsfrag.e nicht 
von grundsätzlidler Bedeutung, so ist eine Ver­
stärkung ausgesdl10ssen. Diese Einschränkung 
der Zulässigkeit der Verstärkung erscheint aus 
folgenden Erwägungen zweckmäßi.g: 

Es kommt häufig vor, daß eine oft nur neben­
bei v,ertr·etene Rechtsmeinung sich bei späterer 
genauer Betrachtung als unrichtig herausstellt, 
was besonders bei neuartigen Rechtsangelegen­
heiten vielfach der Fall ist. Auch ältere Ent­
sdleidungen halten mandlmal einer Überprüfung 
aus der Si mt der jetzigen Zeit nicht stand. Es 
würde die Elastizität der Redltsprechung des 
Obersten Gerichtshofes leiden, wenn in allen 
diesen Fällen der verstärkte Senat angerufen. 
werden müßte. 

Die vorstehend erwähnte Einschränkung wird 
wohl auch zur Folge haben, daß eine Verstär­
kun.g eines einfachen Senates nicht besonders 
häufig notwendig werden wird. Im Hinblick 
darauf wird wohl angenommen werden können, 
daß die Einführung der Einrichtung verstärkter 
Senate eine wesentliche Vermehrung des richter­
lichen Personals des Obersten Gerichtshofes vor­
aussichtlich nidlt erforderlich machen wird. 

Nach der in Aussicht genommenen Regelung 
wird der verstärkte Senat nid1t bloß über die 
Rechtsfrage, di,e Anlaß Zur Verstärkung gab, 
sondern in der Rechtssache selbst zu entscheiden 
haben. 

Nach dem zweiten Absatz wird ein verstärk­
ter Senat auch dann zur Entscheidung beruf'en 
sein, wenn die Rechtssame auf Grund einer auf­
hebenden Entscheid{mg eines verstärkten Senates. 
zurückverwiesen worden ist und sodann neuer­
lich dem Obersten Gerichtshof zur Entsdleidung 
vorgelegt wird. 

Der B.esffiluß, mit dem der einfach·e Senat aus­
spricht, daß' die Voraussetzungen für eine Ver­
stärkun.g vorliegen, soll nach dem dritten Ab­
satz grundsätzlich in nichtöffentlicher Sitzung 
vor der allfälligen mündlichen Verhandlung oder 
vor dem Gerichtstag zur öffentlichen Verha.nd­
lung gefaßt werden. Die Zustellung der abge­
sonderten Ausferti:gung des B'esmlußes an die 
Paneien ~011 vom Obersten Gerichtshof unmittel­
bar veranlaßt werden. Falls sich jedoch die Not­
wendigkeit, einen soLchen Beschluß zu fassen, 
erst im Zuge der mündlichen Verhandlung oder 
des Gerichtstages zur öffentlimen Verhandlung 
ergibt, so hat der einfache Senat den Beschluß 
zu verkünden. Der verstärkte Senat muß hierauf 
die mündliche Verhandlung oder den Gerichts­
ta.g zur öffentlichen Verhandlung neu durch­
führen. 

Zweckmäßigerweise wird der für .den einfachen 
Senat bestellte Berichterstatter auch im ver­
stärkten Senat den Bericht erstatten. Dies wird 
im vierten Absatz angeordnet. Nadl der gleichen 
Stelle des Entwurfes ist überdies für den ver­
stärkten Senat noch ein weiterer Berichter­
statter zu bestellen. 

Zu § 9: 

Der En·twurf regelt hier die Vollversammlung 
der Mitglieder des Obersten Gerichtshofes. Der 
Vollversammlung sind Aufgaben übertragen, die 
nicht als Akte der Gerichtsbarkeit angesehen 
werden können. 

Es handelt' sich dabei um die Erstattung des 
Tätigkeirsberichtes des Obersten Gerichtshofes 
sowie unter den in diesem Bundesgesetz ange­
führten Voraussetzungen um die Stellungnahme 
zu Gesetz- und Verordnungsentwürfen. 

. Im § 10 wird die Willensbildung in der Voll­
versammlun.g geregeLt. 

Nach dem ersten Absatz soll zur Besdlluß­
fähigkeit die Anwesenheit von mindestens zwei 
Dritteln der Mitglieder erforderlich sein. 

Nach der Vorschrift des zweiten Absatzes 
wird der Vorsitz·ende der Vollversammlung zu 
bestimmen haben, weldle Mitglieder des Ober­
sten Gerid1tshofes ihr Bericht zu erstatten 
haben. 
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Im dritten Absatz wird die. Beratung und Ab­
stimmung geregelt. Dabei muß auf den Um­
stand Bedacht genommen werden, daß die Voll­
versammlung aus einer geraden Zahl von Mit­
gliedern des Obersten Gerichtshofes zus'ammen­
gesetzt sein kann. 

Zu § 11: 

Die Bestimmung des ersten Absatzes, nach der 
der Oberste Gerichtshof auf Verlangen des Bun­
desministeriums für Justiz zu Gesetz- und Ver­
ordnungsentwürfen Stellung zu nehmen hat, ist 
im wes~ntlichen unverändert aus § 10 des Sta­
tutes des Obersten Gerichtshofes, RGBl. 
Nr. 325/1850, übernommen würden. 

Nach der im § 11 Abs. 2 des Entwurfes ent­
haltenen Regelung soll die Stellungnahme grund­
sätzlich von einem aus 15 Mitgliedern des Ober­
sten Gerichtshofes besuchenden besonderen Be­
gutachtungssenat abgegeben werden. Die Voll­
versammlung is·t nach der in Aussicht genom­
menen Regelung zur ß.es,chlußfassung über die 
Stellungnahme nur dann berufen, wenn der Be­
gutachtungssenat einen diesbezüglichen Beschluß 
faßt. Der Begutachtungssenat wird voraussicht­
lich nur bei besonders wichtigen Gesetz- und 
Verordnungsentwürfen eine 'Stellungnahme 
durch die Vollversammlung für notwendig er­
achten. 

Zu § 12: 

Die Bestimmungen über den Tätigkeitsbericht 
sind im wesentlichen unverändert aus dem gel­
tenden Recht (§ 82 letzter Absatz des Gerichts­
organisationsgesetzes, ,§ 10 zweiter ,Satz des 
Sta:tutes des Obersten Gerichtshofes) übernom-
men worden. ' 

Nach der im § ,9 Abs. 2 des Entwurfes ent­
haltenen Anordnung wird der Tätigkeitsbericht 
immer von der Vollversammlung zu beschließen 
sem. 

Zu § 13: 

Daß die Geschäftsverteilung beim Obersten 
Gerichtshof dem Personalsenatobliegt, ist der­
zeit im § 3 Abs. 4 der Gerichtsverfassungsno­
velle 1947, BGBl. Nr. '71, im Zusammenhalt mit 
§ 4 Abs. 2 der Gerichtsverfassungsnovelle, BGBl. 
Nr. 422!1921,geregelt. 

Auch nach der ß.estimmung des § 13 Abs. 1 
des Entwurfes hat der Personalsenat des Ober­
sten Gerichtshofes (§ 36 des Richterdienstge­
setzes) die Geschäfte vor Ablauf jedes Jahres für 
die Dauer des nächsten Jahres unter die Mit­
glieder des Obersten Geridltshofes zu ver­
teilen. 

Der PersÜ'nalsenat hat nidlt nur Zivil- und 
Strafsenate, sondern audl einen Begutachtungs­
senat (§ 11 Abs. 2 des Entwurfes) und Senate in 

Dienstgerichts- und Disziplinarsacben aufzustel­
len und, soweit dies zweckmäßig ist, Fachsenate 
zu bilden. Die Ges1chäftsverteilung hat nicht nur 
zu bestimmen, welche Mitglieder des Obersten 
Gerichtshofes den einzelnen Senaten angehören, 
sondern auch, wer im Senat den Vorsitz zu 
führen hat und in welcher Reihenfolge die Mit­
glieder der Senate als Berichterstatter heranzu­
ziehen sind. 

Im letzten Satz des Abs. 1 wird klargestellt, 
daß jedes Mitglied des Obersten Gerichtshofes 
auch mehreren Senaten angehören kann. 

Veränderungen im Personalstand der Mit­
glieder des Obersten Gerichtshofes, längere Ver- , 
hinderungen :einzelner Mitglieder dies,es Ge­
richtshofes oder Kndemngcn im Geschäftsanfall 
können nicht voraus,gesehen werden. Diesem 
Umstand tragen die Bestimmungen des zweiten 
Absatzes Rechnung. In den dort angeführten 
FälLen darf aber der Personalsenat die Geschätts­
v:erteilung nur inso~eit ändern, als dies für den 
ordnungsgemäßen Ges,chäftsgang notwendig ist. 

Zu § 14: 

Beim Obersten Gerichtshof besteht bereits seit 
vielen Jahren ein Evidenzbüro. Seine Bedeutung 
für die Redmpremung ist allgemein anerkannt. 
Sie brauCht daher nicht näher dargelegt werden. 

Das Richterdienstgesetz hat auf das Evidenz­
büro durch Schaffung von Dienstposten der 
Ridlter im Evidenzbüro des Obersten Ge~ichts­
hofes Bedacht genommen. 

Durch die Bestimmung des § 14 des Entwurfes 
wird ,das Evidenzbürobeim Obersten Gerichts­
hof in des'sen Organisation ausdrücklich ver­
ankert. 

Nach dem ersten Absatz hat der Präsident 
zum Leiter des Evidenzbüros einen Richter im 
Evidenzbüro oder ein Mitglied des Obersten Ge­
richtshofes zu bestellen. Ein Mitglied des Ober­
sten Gerichtshofes kann aber nach der in Aus­
sicht genommenen Regelung nur mit seiner Zu­
stimmung zum Leiter des Evidenzbüros bestellt 
werden. Hiedurch wird auf den Umstand Be­
dacht genommen, daß ein zum Leiter des Evi­
denzbüros besteHtes Mitglied des Obersten Ge~ 
richtshofes nimtseine ganze Zeit Aufgaben der 
Remtspremung widmen kann .. 

Im zweiten Absatz werden die Aufgaben des 
Evidenzbüros geregelt. Im Vordergrund steht 
die karteimäßige Registrierung der En.tscheidun~ 
gen des' Obersten Geridltshofes, im Bedarfsfall 
auch der Entscheidungen anderer Höchstgerichte 
und des einschlägigen Schrifttums. Von großer 
Bedeutung ist die Verpflidltung des Evidenz­
büros, Einsicht in seine Kartei zu' gewähren. Der 
Entwurf hat die Grenzen dieser Verpflidltung 
weit gezogen. Das Evidenzbüro soll nidlt nur 
den Mitgliedern des Obersten Gerichtshofes und 
der Generalprokuratur, sondern im IntJeres,se der 
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Einheitlichkeit der Rechtsprechung der Höchst­
ger~chte auch den Mitgliedern des Verwaltungs­
gerIchtshofes sowie den Mitgliedern und den 
Ersatzmitgliedern des Verfassungsgerichtghofes 
Einsicht gewähren. Im Interesse von Forschung 
und Lehre soll das Evidenzbüro auch den Pro­
fessoren, die an inländischen Hochschulen 
Rechtsfächer lehren, Einsicht in die Kartei ge­
währen. 

Im dritten Absatz werden die weiteren Auf­
gaben der Richter im Evidenzbüro geregelt. Sie 
haben die Verwal'tungsaufgaben zu besorgen, die 
ihnen der Präsident zuweist. Daneben können 
sie auch als Schriftführer verwendet werden. 

Zu § 15: 

Hier wird die gesetzliche Grundlage für die 
Geschäftsstelle des Obersten Gerichtshofes ge­
schaffen. 

Nach dem ersten Absatz sollen die Kanzleige­
schäfte des Obersten Gerichtshofes von den Be­
amten und Vertragsbediensteten der Geschäfts­
stelle besorgt werden. Im zweiten Absatz wer­
den dann die Abueilungen und besonderen 
Dienste aufgezählt, welche die Geschäftsstelle 
umfassen muß. 

Im dritten Absatz wird dem Vorsteher der 
Geschäftsstelle die Leitung des gesamten Dienste~ 
in der Geschäftsstelle übertragen. Er hat dabei 
nach den W'eisungen des Präsidenten vorzu­
gehen, den er audl in der Aufsid1t über das ge­
samte Personal der Geschäftsstelle zu unter­
stützen hat. 

Abs. 4 enthält die Grundsätze der Organi­
sation der Geschäftsstelle. Danach sind von ihr 
alle Behelfe, insbesondere Register und Aus­
weise zu führen, die für eine einfache Kanzlei­
gebarung, zur Bezeichnung von Akten, deren 
Bildung und Behandlung sowie für statistische 
Feststellungen notwendig sind. 

Zu § 16: 

Die Tätigkeit der zur Geschäftsstelle des 
Obersten Geridmhofes gehörigen Eirilaufstelle 
kann sich auf die Stellung der im Verfahr,en vor 
.dem Obersten Gerichtshof als Parteien oder Par­
teienvertreter auftretenden Personen besonders 
auswirken. Es werden daher im § 16 des Ent­
wurfes die Pflichten der' EinlaufsteIle geregelt. 

Die für den Obersten Gerichtshof bestimmten 
Schriftstücke oder sonstigen Sendungen sind 
grundsätzlich von Bediensteten der EinlaufsteIle 
entgegenzunehmen. Lediglich die an den Präsi­
denten oder an das Präsidium des Obersten Ge­
richtshofes gerichteten Eingaben sowie Schrift­
stücke in Präsidialsachell sind vom Leiter der 
Geschäftsabteilung des Präsidenten zu' über­
nehmen. 

Der zur Entgegennahme eines Schriftstückes 
oder einer Sendung Befugte hat auf Verlangen 
auch den Empfang zu bestätigen. 

Alle Smriftstücke sind mit einem Eingangsver­
merk zu versehen. Der Eingangsvermerk ist von 
dem anzubringen, der zur übernahme . des 
Schriftstückes befugt ist. 

Die in der EinlaufsteIle eintreffenden Ge­
schäftsstücke sind nach den Geschäftsabteilungen 
zu ordnen und, falls die Dringlich.keit erkennbar 
ist, sofort, andernfalls einmal täglich zu über­
geben. 

Zu § 17: 

Hier werden in Anlehnung an die Bestimmun­
gen des § 79 des Gerichtsorganisationsgesetzes die 
Ausfertigungen der Erledigungen des Obersten 
Gerichtshofes geregelt. 

Grundsätzlich sind die Ausfertigungen vom 
Leiter der Geschäftsabteilung unter dem Ver­
merk: "Für die Richtigkeit der Ausfertigung" 
zu unterschr,eiben. Bestimmte Erledigungen, wie 
Schreiben an österreichisdIe Vertretungsbehör­
den im Ausland, an fremde Verrr.etungsbehörden 
im Inland, an andere ausländisdle Behörden oder 
an zwischenstaatlime Organisationen hat jedoch 
der Vorsitz·ende des Senates, der die Erledigung 
beschlossen hat, in JU.9tizverwaltungssadlcn der 
Präsident zu unterschreiben. 

Im dritten Absatz wird klargestellt, daß die 
Ausfertigungen., die für Unterinstanzen, für 
die Parteien und allenfalls für Behörden (zUlll 
Beispiel Finanzbehörden) erforderlich sind, von 
den Geschäftsabtei!ungen herzustellen und der 
1. Instanz auf dem in den Verfahrensgesetzen 
vorges'ehenen Weg zu. übersenden sind. 

Zu § 18: 

Hier wird die Fr~ge ausdrücklich geregelt, ob, 
bejahendenfalls wie lange Akten und Geschäfts­
behelfe des Obersten Gerichtshofesaufzube­
wahren sind. 

Im ersten Absatz wird angeordnet, daß Akten 
sowie jene Behelfe, die zur Auffindung der 
Akten unentbehrlich sind, näml.ich Register und 
Namensverzeidmisse, dauernd aufzubewahren 
sind. Durch diese Anordnung wird dem Umstand 
Rechnung getragen, daß die Entscheidungen und 
Erledigungen des Obersten Gerichtshofes in der 
Regel für die betroffenen Parteien besondere 
Bedeutung haben und in Einzelfällen möglicher­

'weise für die Geschichtswissenschaft interessant 
werden werden. Die Anordnung ers;cheint auch 
ökonomisch vertretbar, da die Akten des Ober­
sten Gerichtshofes einen relativ geringen Umfang 
aufweisen. 

Geschäftsbehelfe mit Ausnahme der Register 
und Namensverzeichnisse sowie Geschäftsaus­
weise sollen nadl der Regelung des zweiten Ab­
satzes ausgeschieden und auch vernichtet werden 
können, sobald sie ihren Zweck erfüllt haben. 
Die Feststellung des Zeitpunktes, in dem diese 
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Voraussetzung eingetreten ist, wird dem Präsi­
denten des Obersten Gerichtshofes überlassen 
werden können. 

Zu § 19: 

Nadl der in Aussicht genommenen Regelung 
darf die Geschäftsstelle den Parteien nur über den 
Zeitpunkt des Ein- oder Abganges eines Ge­
schäftsstückes und über dessen Aktenzeichen Aus­
kunft geben. Aus Gründen, die einer näheren Er-' 
läuterung wohl nicht bedürfen, wird der Ge­
schäftsstelle ausdrücklich verboten, den Parteien 
den Namen des mit der Rechtssache befaßten 
Berichterstatters bekanntzugeben. 

Zu § 20: 

Hier soll für die Bibliothek des Obersten Ge­
richtshofes, die auch als "Zentralbibliothek im 
Justizpalast" bezeichnet wird, eine gesetzliche 
Grundlage geschaffen werden. 

Die Aufsicht über die Führung der Bibliotheks­
geschäfte soll zunächst dem Präsidenten obliegen. 
Er soll aber dabei von einer Bibliothekskommis­
sion unterstützt werden, deren Angehörige er 
aus dem Kreise der Mitglieder des Obersten Ge­
richtshofeszu bestellen hat. Durch die Errichtung 
einer Bibliothekskommission wird eine ange­
messene Verteilung der großen, mit der Aufsicht 
über die Bibliothek verbundenen Mühewaltung 
erzielt werden. 

Zu § 21: 

Derzeit wird die Geschäftsordnung des Ober­
sten Gerichtshofes durch Erlaß des Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofes geregelt. 

Die Geschäftsordnung des Obersten Gerichts­
hofes stellt eine Dienstanweisung an die in der 
Geschäftsstelle des Obersten Gerichtshofes täti­
gen Bediensteten dar. 

Im Entwurf wird daher angeordnet, daß der 
Präsident eine GesChäftsordnung über den in­
ternen Geschäftsbetrieb durch Verwaltungsver­
ordnung zu erlassen hat. Im Anschluß daran 
werden die Gegenstände aufgezählt, auf die sich 
die Geschäftsordnung beziehen muß. 

Zu § 22: 

Durch den ersten Absatz wird die Aufhebung 
aller Vorschriften, die mit diesem Bundesgesetz 
im Widerspruch stehen oder denselben Gegen­
stand betreffen, sichergestellt. 

Im . zweiten Absatz werden die wichtigsten 
dieser Vorschriften aufgezählt. 

In der Z. 2 wird die Bestimmung des § 70 
zweiter Satz des Kaiserlichen Patentes vom 3. Mai 
1853, RGBl. Nr. 81 (Gerichtsinstruktion), die 
durch § 173 Abs. 2 Z. 1 des Richterdienstgesetzes, 
BGBL Nr. 305/1961, aufrechterhalten worden ist, 
aufgehoben. Auf die Ausführungen zu § 4 des 
Entwurfes darf hingewiesen werden. 

In der Z. 7 werden die Vorschriften des § 27 
ArbGerG. aufgehoben. In dieser Gesetzesstelle 
wird angeordnet, daß der Oberste Gerichtshof 
auf Antrag des Bundesministeriums für Justiz 
über eine von Arbeitsgerichten, arbeitsgericht­
lichen Berufungssenaten, nach § 49 Z. 6 der 
Jurisdiktionsnorm zuständigen Bezirksgerichten 
oder deren Berufungssenaten , verschieden ent­
schiedene Rechtsfrage ein in das Judikatenbuch 
aufzunehmendes Gutachten zu beschließen hat. 
Wie bereits einleitend bemerkt worden ist, sind 
in letzter Zeit gegen die Heranziehung des Ober­
sten Gerichtshofes zur Erstattung von Gutachten 
über Rechtsfragen verfassungsrechtliche Bedenken 
erhoben worden. Diese Bedenken sind so schwer­
wiegend, daß sie berücksichtigt werden müssen. 
Es konnten daher die Bestimmungen des § 16 
lit. f des Statuts des Obersten Gerichtshofes und 
des § 27 ArbGerG., die beide die Erstattung von 
Gutachten vorsehen, in den Entwurf nicht über­
nommen werden. 

Der Oberste Gerichtshof gibt an eine Reihe 
von Stellen laufend Auszüge aus Entscheidungen 
ab, die ein bestimmtes Rechtsgebiet betreffen. 
Diese Abgabe wird auf eine Reihe von Rechts­
vorschriften gestützt; so wird zum Beispiel die 
Abgabe der Entscheidungen des arbeitsrechtlichen 
Senates an Kammern der gewerblichen Wirtschaft 
auf § 63 des Handelskammergesetzes, BGBL 
N r. 18211946, gestützt. 

Durch die Bestimmungen des dtitten Absatzes 
soll nunmehr klargestellt werden, daß die Rechts­
vorschriften, auf Grund deren bisher Auszüge 
von Entscheidungen laufend einer Stelle abge­
geben wurden; durch das im Entwurf vorliegende 
Bundesgesetz nicht berührt werden. 

Zu § 23: 

Nach der Bestimmung des ersten Absatzes soll 
dieses Bundesgesetz mit dem 1. Jänner 1968 in 
Kraft treten. 

Durch die Bestimmungen des zweiten Absatzes 
wird Vorsorge getroffen, (faß Durchführungs­
verordnungen, so vor allem die nach § 21 des 
Entwurfes zu erlassende Geschäftsordnung, schon 
vor dem Tag des Inkrafttretens des Bundes­
gesetzes erlassen werden können. 

Der dritte Absatz verpflichtet den Personal~ 
senat des Obersten Gerichtshofes bei der Be­
schlußfassung über die ab 1. Jänner 1968 wirk­
same Geschäftsverteilung bereits auf die Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes über die Geschäfts­
verteilung Bedacht zu nehmen. 

Nach § 24 des Entwurfes soll mit der Voll­
ziehung das Bundesministerium für Justiz be­
traut sein. 

Mit der Durchführung dieses Bundesgesetzes 
wird voraussichtlich eine wesentliche Vermehrung 
des Sach- und Personalaufwandes nicht verbunden 
sem. 
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